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     I. INHALTLICHER KOMMENTAR
  


  
     1. Einleitung
  


  
    Als eine allgemeine Grundüberzeugung gelten Bildung und Ausbildung als Schlüssel zur gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung eines jeden Landes. Das Bildungswesen stellt somit eine entscheidende Grundlage für den Fortschritt und die Modernisierung eines Staates dar. Für die wirksame Erhöhung der wirtschaftlichen Effizienz sowie globalen Konkurrenzfähigkeit muss es kontinuierlich weiterentwickelt werden.
  


  
    Auch die Volksrepublik China hat den direkten Zusammenhang zwischen Bildungsniveau und Wirtschaftseffizienz erkannt. Als Reaktion auf den sozioökonomischen Transformationsprozess hat sie das chinesische Bildungssystem durch das Einleiten zahlreicher Reformmaßnahmen in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre gefördert. Als Anfangspunkt dieser Maßnahmen gilt der „Beschluss des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Chinas über die Reform des Bildungssystems" vom Mai 1985, der die Basis für den Aufbau eines modernen und leistungsfähigen Erziehungssystems darstellt. Im darauffolgenden Jahr gewann dann die Bildungsgesetzgebung erstmalig an einschlägiger Bedeutung, indem das „Gesetz der Volksrepublik China über die allgemeine Schulpflicht" verabschiedet wurde. Als weitere Marksteine im Verlauf der chinesischen Bildungsgesetzgebung lässt sich die Verabschiedung des Lehrergesetzes (1993), des allgemeinen Bildungsgesetzes (1995), des Berufsbildungsgesetzes (1996) und des Hochschulgesetzes (1999) benennen.
  


  
    In der vorliegenden Studie wird einführend dieser juristische Rahmen wiedergegeben und auf einzelne Gesetzesartikel eingegangen. Darauf aufbauend werden die verschiedenen Schulebenen des allgemeinen Bildungssystems Chinas näher erläutert: die Vor- und Grundschule, die Mittelschule und die Hochschule. Hierbei wird auch Bezug auf die in jüngster Zeit eingeleiteten Reformen genommen. Außerdem bildet das Thema Schwerpunkt- und Privatschulen einen eigenen Abschnitt in dieser Untersuchung.
  


  
    Anschließend widmet sich dieses Buch dem beruflichen Bildungssystem Chinas. Zunächst einmal soll die Frage nach seiner Entwicklung, seinem aktuellen Stand sowie seinen Problemfeldern beantwortet werden. Neben der nachfolgenden Darstellung der berufsbildenden Institutionen wie die Fachmittelschule, Facharbeiterschule und Berufsmittelschule der Oberstufe, wird auf die höhere und private Berufsbildung eingegangen. Schließlich legt diese Studie die Perspektiven des beruflichen Bildungssystems dar und soll eine Antwort auf die Frage geben, welche Anstrengungen der chinesische Staat unternehmen muss, um bestehende Problemfelder aus dem Weg zu räumen.
  


  
    Das chinesische Bildungswesen ist sehr komplex und umfasst neben dem allgemein- und berufsbildenden Bildungssystem noch weitere Bildungsfelder wie die Alphabetisierung und Erwachsenenbildung, die Lehrerbildung, die Bildung in den städtischen und ländlichen Regionen Chinas sowie die Bildung nationaler Minderheiten. Diese Kategorien werden ebenfalls in dieser Studie näher erläutert.
  


  
    Unter Berücksichtigung der oben genannten Gesichtspunkte soll in der vorliegenden Untersuchung die Frage beantwortet werden, welchen Stellenwert der Bildung in China heute zukommt. Um dieser Fragestellung nachgehen zu können, befasse ich mich zum einen mit den strukturellen und inhaltlichen Aspekten des allgemein- und berufsbildenden Bildungssystems Chinas. Zum anderen soll aufgezeigt werden, welchen Einfluss die chinesische Regierung aufgrund ihrer staatlichen Aktivitäten und Maßnahmen auf die Entwicklung des heutigen Bildungswesens hat.
  


  
     2. Das Bildungswesen in China
  


  
     2.1 Bildungsgesetzgebung
  


  
    Das Bildungssystem der Volksrepublik China stellt, so wie es in seiner heutigen Form besteht, ein außerordentlich komplexes Gefüge dar und vereint drei verschiedene aufeinander aufbauende Stufen: die Primarstufe, die Sekundarstufe und die Tertiärstufe. Auf der Primarstufe befindet sich die Grundschule, auf der Sekundarstufe die Mittelschule und auf der Tertiärstufe die Hochschule bzw. Universität. Neben diesen Bildungsstufen beinhaltet das chinesische Bildungswesen auch die Berufsbildung, die ebenfalls in verschiedene Ebenen differenziert wird. Weitere Bildungsfelder, denen in der Bildungsgesetzgebung und Bildungspolitik eine wichtige Bedeutung zukommt, sind die Erwachsenenbildung, die Lehrerbildung, die Frauenbildung und die Bildung nationaler Minderheiten. Um den Betrieb, die Struktur und die Organisation des gesamten Bildungswesens einschließlich dieser Teilbereiche nicht nur anhand von Bestimmungen, Vorschriften und Richtlinien regeln zu können, hat sich erst in den 1980er Jahren eine Rechtskultur entwickelt, die durch die Verabschiedung und das Inkrafttreten spezieller Gesetze gekennzeichnet ist. Darunter finden sich das Schulpflichtgesetz (1986), das Lehrergesetz (1993), das allgemeine Bildungsgesetz (1995), das Berufsbildungsgesetz (1996) und das Hochschulgesetz (1999). Im Zuge dieser Verrechtlichung besonderer Teilbereiche des chinesischen Bildungswesens wird der Rahmen für eine gesamtstaatliche rechtmäßige Organisation gesetzt, die durch eine zunehmende Autonomie in den definierten Bereichen charakterisiert ist. Demzufolge hat das Bildungssystem zum einen an inhaltlicher Differenzierung gewonnen und ist insgesamt dynamischer geworden, zum anderen trägt es jedoch durch die entwickelte Variationsbreite eine erhöhte Unübersichtlichkeit davon.
  


  
    Das Schulpflichtgesetz
  


  
    Das „Gesetz der Volksrepublik China über die allgemeine Schulpflicht" wurde am 12. April 1986 von den Delegierten der 4. Sitzung des Ständigen Ausschusses des 6. Nationalen Volkskongresses verabschiedet und stellt das erste Gesetz dieser Art in der chinesischen Bildungsgeschichte dar. Mit Inkrafttreten des Gesetzes am 1. Juli 1986 wurde erstmalig der Versuch unternommen, die allgemeine Schulpflicht rechtmäßig für alle Regionen des Landes einzuführen. Es markiert den Beginn einer neuen Etappe der Bemühungen der chinesischen Regierung um die Reform und langfristige Entwicklung des Bildungswesens. Das Ziel des Gesetzes ist, ein neunjähriges allgemeinbildendes Schulwesen durchzusetzen. Dabei beinhaltet die neunjährige Schulpflicht eine sechsjährige Primarstufe und eine dreijährige Sekundarstufe.
  


  
    Das Gesetz enthält insgesamt 18 Artikel und reguliert insbesondere die Organisation der Grundschule und Unterstufe der Mittelschule, die Rechte und Pflichten von Eltern und Erziehern sowie die Qualifikationsanforderungen, Rechte und Pflichten für Lehrer an Grundschulen und Unterstufen der Mittelschulen (HENZE 1988: 56–57). In Artikel 5 wird festgelegt, dass alle Kinder, die das Alter von sechs Lebensjahren erreicht haben, ohne Rücksicht auf Geschlecht, Nationalität und Rasse eingeschult werden und die Schule für den festgesetzten Zeitraum besuchen sollen. In den Regionen, wo die Bedingungen dies nicht erlauben, kann der Schulbeginn eines Kindes auf das Alter von sieben Jahren hinausgeschoben werden (HENZE 1988: 65). Artikel 3 betont das grundlegende Bildungsziel der allseitigen Entwicklung, d.h., dass Kinder und Jugendliche sich allseitig moralisch, intellektuell und körperlich entwickeln sollen, um schließlich die Qualität und das Niveau der Nation zu erhöhen. Als Unterrichtssprache (Art. 6) soll landesweit Hochchinesisch angewendet werden, doch „Schulen, die hauptsächlich Schüler aus nationalen Minderheiten aufnehmen, können die gängige Sprache und Schrift der nationalen Minderheiten im Unterricht verwenden" (HENZE 1988: 65).
  


  
    Die lokalen Volksregierungen aller Ebenen haben die Aufgabe, die Finanzierung zur Vermittlung und Verbreitung der neunjährigen Schulpflicht (Art. 9) sicherzustellen, die möglichst durch Aufwendungen von Betrieben, Einheiten, gesellschaftlichen Organisationen sowie finanzstarken Familien oder Einzelpersonen gefördert wird (HENZE 1988: 58). Zusätzlich dazu hat der Staatsrat das Erheben einer Bildungsabgabe festgesetzt, wonach „Einheiten und Einzelpersonen, die Produktions-, Mehrwert- und Gewerbesteuer zahlen, eine Ergänzungsabgabe in Höhe von 1% der drei zuvor genannten Steuerraten aufbringen" (HENZE 1988: 58–59) sollen. Mit diesen Mitteln sollen die Schuleinrichtungen und Lehrmittel optimiert werden. Außerdem dürfen die Erziehungsbehörden und Schulen laut Artikel 10 keine Schulgebühren mehr von Schülern, die der Schulpflicht unterliegen, einfordern oder ihnen den Schulbesuch verweigern. Der Staat ist gleichzeitig dazu verpflichtet, Kinder aus finanzschwachen Familien durch Gewährung von Stipendien finanziell zu unterstützen, damit ihnen die Möglichkeit gegeben ist, eine Schule zu besuchen (HENZE 1988: 66).
  


  
    Gemäß Artikel 8 des allgemeinen Schulpflichtgesetzes sind die für die Erziehung zuständigen Abteilungen des Staatsrates dafür verantwortlich, die curriculare Organisation zu reglementieren und die für den Unterricht verwendeten Lehrbücher zu beurteilen. Die Artikel 4, 11 und 15 schreiben vor, dass der Staat, die Gesellschaft, die Schulen sowie die Eltern und Erzieher juristisch dazu verpflichtet sind, „den Schulbesuch der Kinder und Jugendlichen im schulfähigen Alter sicherzustellen. Bei Zuwiderhandlungen drohen den betroffenen Eltern oder Vormündern öffentliche Kritik, Geldstrafen oder weitergehende strafrechtliche Verfolgungen" (HENZE 1988: 59).
  


  
    Das allgemeine Schulpflichtgesetz geht in den Artikeln 13, 14 und 16 ebenfalls auf die Qualifikationsvoraussetzungen, Rechte und Pflichten der Lehrer an Grundschulen und Unterstufen der Mittelschulen ein. Um an einer Grundschule unterrichten zu dürfen, müssen die Lehrer mindestens die Pädagogische Mittelschule absolviert haben, für die Lehrtätigkeit in den Unterstufen der Mittelschulen wird mindestens der Abschluss der Pädagogischen Fachhochschule verlangt. Darüber hinaus sollen sie von der Gesellschaft respektiert werden und dürfen weder verbal noch körperlich angegriffen werden. Der Staat ist ebenso dazu verpflichtet, ihre legitimen Rechte und Interessen zu schützen sowie Maßnahmen zu ergreifen, um ihren sozialen Status zu erhöhen (HENZE 1988: 66–67).
  


  
    Die gesetzlichen Bestimmungen des Schulpflichtgesetzes von 1986 konnten jedoch aufgrund anhaltender Schwierigkeiten, zum Beispiel bei der Bereitstellung von personellen und materiellen Ressourcen, nur mit einer großen zeitlichen Verzögerung umgesetzt werden.
  


  
    Das Lehrergesetz
  


  
    Auf der 4. Sitzung des Ständigen Ausschusses des 8. Nationalen Volkskongresses am 31. Oktober 1993 wurde das „Lehrergesetz der Volksrepublik China" verabschiedet und trat zum 1. Januar 1994 in Kraft. Das Gesetz gilt als ein bedeutender Meilenstein in der Entwicklung des chinesischen Bildungsrechts und markiert erstmals in der Geschichte der VR China den generellen Versuch, die Rolle und Funktion der Lehrenden in Schulen und Hochschulen juristisch zu fixieren und somit ihre Rechte und Pflichten unter den veränderten Verhältnissen im Zuge der gesellschaftlichen Entwicklung zu definieren (HENZE 1995: 4). Damit werden die Lehrkräfte rechtsverbindlich abgesichert und besonders ihr gesellschaftlicher und materieller Status aufgewertet.
  


  
    Das Lehrergesetz ist in neun Abschnitte mit insgesamt 43 Paragraphen gegliedert und bezieht sich auf alle Lehrkräfte, die im Bildungswesen bzw. in sämtlichen Schulen und Bildungsinstitutionen aller Ebenen und Kategorien tätig sind. Der Abschnitt „Allgemeine Rechte und Pflichten" legt die grundlegenden Rechte der Lehrkräfte fest, wie zum Beispiel das Recht auf die kontinuierliche und ordnungsgemäße Gehaltszahlung sowie der Anspruch auf Krankenversicherung und bezahlten Urlaub. Die Lehrenden haben zudem die Verpflichtung, die Schüler sowohl politisch als auch moralisch zu erziehen und ihnen Kenntnisse des Rechtsystems, der Kultur und Wissenschaft zu vermitteln (HENZE 1995: 28).
  


  
    Der Abschnitt „Qualifikation und Berufung (Einstellung)" legt in den Paragraphen 10 bis 17 die Bestimmungen zur Qualifikation von Lehrkräften als Voraussetzung zur Berufsausübung fest. In §11 werden die fachlichen Mindestqualifikationen der Lehrkräfte auf den unterschiedlichen Ebenen des Schulsystems geregelt. So wird für Erzieher in Kindergärten mindestens der Abschluss der Pädagogischen Schule der Kindererziehung vorausgesetzt und für Lehrer an Grundschulen mindestens der Abschluss der Pädagogischen Mittelschule. Lehrende der Unterstufen der Mittelschulen und Unterstufen der Berufsschulen müssen für die Ausübung ihrer Lehrtätigkeit mindestens den Abschluss der Pädagogischen Fachhochschule oder anderer Fachhochschulen vorweisen. Absolventen, die zumindest die Pädagogische Hochschule oder eine andere Hochschule erfolgreich abgeschlossen haben, dürfen in den Oberstufen der allgemeinbildenden Mittelschulen sowie den Oberstufen der Fachmittelschulen, Facharbeiterschulen und Berufsmittelschulen unterrichten (HENZE 1995: 28–29). HENZE (1995: 29) hebt jedoch hervor, dass ein beachtlicher Teil der Lehrenden die fachlichen Qualifikationsanforderungen nicht erfüllen kann. Dieser muss sich dann für die Ausübung des Lehrerberufes der Staatlichen Qualifikationsprüfung für das Lehramt unterziehen.
  


  
    Weiterhin enthält das Lehrergesetz von 1993 einen Abschnitt zur „Behandlung und Bezahlung" der Lehrenden und nimmt damit Bezug auf ihre soziale Sicherung und die Bestimmung der Höhe ihrer Gehälter. So soll laut §25 das Durchschnittsgehalt der Lehrer „nicht niedriger als das der Beamten sein und Schritt für Schritt erhöht werden. Ein normales Beförderungs- und Gehaltserhöhungssystem soll eingeführt werden. Der Staatsrat wird die konkreten Regeln festlegen" (HENZE 1995: 30). Lehrer der Grund-, Mittel- und Beruflichen Schulen sowie Lehrende, die in Gebieten nationaler Minderheiten und in armen oder entlegenen Regionen ihre Lehrtätigkeit ausüben, erhalten nach den Paragraphen 26 und 27 Zuschüsse. Überdies sollen Lehrende, die in Städten wohnhaft sind, bei der Vergabe von Wohnräumen eine bevorzugte Behandlung erfahren und Grund- und Mittelschullehrer auf dem Land eine erleichterte Wohnungssuche mit Hilfe von günstigen Rahmenbedingungen genießen dürfen (§28). §29 geht auf die medizinische Betreuung und Gesundheitsfürsorge der Lehrenden ein und verordnet die regelmäßige Untersuchung ihres Gesundheitszustandes sowie finanzielle Vergünstigungen für ihre Behandlung. §33-34 zufolge sollen Lehrer, die herausragende Leistungen in ihrer Lehre und Forschung erbracht haben, belohnt werden, wie z.B. mit der Vergabe von Ehrentiteln oder Sonderzahlungen (HENZE 1995: 30–31).
  


  
    Insgesamt wird mit Einführung und Realisierung des Lehrergesetzes ein enormer Beitrag zu einer erhöhten und vorteilhafteren Position der Lehrenden im Rechtswesen geleistet.
  


  
    Das allgemeine Bildungsgesetz
  


  
    Das allgemeine „Bildungsgesetz der Volksrepublik China" wurde am 18. März 1995 auf der 3. Sitzung des Ständigen Ausschusses des 8. Nationalen Volkskongresses verabschiedet und zum 1. September 1995 rechtskräftig. Es repräsentiert neben dem Gesetz über die allgemeine Schulpflicht von 1986 das wichtigste Gesetz im Bildungswesen Chinas und kann mit seinen insgesamt 84 Artikeln als ein umfangreiches Rahmengesetz für die Regelung und Organisation des Bildungssystems betrachtet werden. Das zu Grunde liegende Ziel des Gesetzes ist die Förderung der Entwicklung und des Aufbaus eines allumfassenden Bildungs- und Erziehungswesens, das die Bevölkerung Chinas zu Gelehrten, Wissenschaftlern und Facharbeitern ausbildet1. Außerdem soll mit Einführung und Umsetzung des Gesetzes die Qualität der gesamten Nation bewahrt und der kulturelle und ethische Fortschritt unterstützt werden.
  


  
    Nach dem Gesetz hat jeder chinesische Staatsbürger das verfassungsmäßige Recht auf und die Pflicht zur Bildung und soll ungeachtet der ethnischen Herkunft, der Rasse, des Geschlechts, des Berufes, des materiellen Besitztums oder des religiösen Glaubens gleiche Chancen auf Bildung genießen (Art. 9, 42)2. Des Weiteren wird im Gesetz die Struktur des Bildungssystems definiert, die allgemeine neunjährige Schulpflicht festgeschrieben (Art. 18), die Rechte und Pflichten der Schuldirektion, der Lehrkräfte und der Lernenden in großen Zügen konturiert sowie die fachlichen Qualifikationsanforderungen zur Ausübung der Lehrtätigkeit verankert. Schließlich werden die Bedingungen für die Gründung und den Betrieb von Schulen in wesentlichen Teilen dargelegt und an Betriebe, Unternehmen sowie die Gesellschaft appelliert, sich an der Bildungsfinanzierung zu beteiligen, damit der Staat als Hauptträger der Finanzierung langfristig entlastet wird. In Artikel 10 wird der Staat nicht nur dazu aufgerufen, die Bildung für Menschen mit körperlichen oder geistigen Behinderungen zu unterstützen, sondern ebenfalls dazu verpflichtet, die Entwicklung der Bildung in abgelegenen und verarmten Regionen Chinas unter Berücksichtigung der Eigenschaften und Bedürfnisse der verschiedenen ethnischen Minderheitengruppen zu fördern3.
  


  
    Zur Verminderung bzw. Beseitigung von Analphabetentum unter den chinesischen Bürgern berücksichtigt das Bildungsgesetz darüber hinaus auch die Erwachsenenbildung in den Artikeln 19 und 23, denen zufolge der Staat die Entwicklung und verbesserte Ausgestaltung von verschiedenen Formen der Erwachsenenbildung vorantreiben soll, so dass die Bürger die Möglichkeit haben, eine angemessene und ausreichende Bildung in Politik, Wirtschaft, Kultur, Wissenschaft und Technik sowie eine professionelle bzw. lebenslange Bildung zu erhalten4. Zusätzlich dazu geht Artikel 19 in Verbindung mit Artikel 40 auch auf die Entwicklung des Berufsbildungssystems ein.
  


  
    Nach den Artikeln 33 und 34 hat der Staat die Verpflichtung, nicht nur die Rechte und Interessen der Lehrenden zu schützen und ihre Arbeits- und Lebensbedingungen zu verbessern, sondern auch ihre gesellschaftliche Stellung und Qualität zu bewahren5. Bei der Einschreibung in Schulen höherer Level und bei der Aufnahme eines Studiums im Ausland werden mit Artikel 36 den Frauen gleiche Rechte wie den Männern zugesprochen. Um den Schülern außerdem die Entwicklung einer guten körperlichen und geistigen Gesundheit gewährleisten zu können, erlegt Artikel 44 den Verwaltungsorganen von Bildung, Sport und Gesundheitswesen sowie Schulen und anderen Bildungsinstitutionen die Pflicht auf, die Sport- und Gesundheitseinrichtungen bzw. -ausstattungen zu verbessern6. Für die Förderung eines intensivierten Bildungsaustausches Chinas mit dem Ausland, wird der Staat gemäß Artikel 67 dazu aufgefordert, die Bildungskooperation mit dem Ausland weiter voranzutreiben7.
  


  
    Das allgemeine Bildungsgesetz der VR China impliziert insgesamt sämtliche Teilbereiche des Bildungssystems und stellt somit ein allumfassendes Rahmengesetz für die Reglementierung des gesamten chinesischen Erziehungswesens dar.
  


  
    Das Berufsbildungsgesetz
  


  
    Das „Berufsbildungsgesetz der Volksrepublik China", das am 15. Mai 1996 auf der 19. Sitzung des Ständigen Ausschusses des 8. Nationalen Volkskongresses verabschiedet und zum 1. September 1996 in Kraft gesetzt wurde, erweitert die Bildungsgesetzgebung Chinas um einen fundamentalen Bestandteil und garantiert gesetzmäßigen Schutz für die Entwicklung und den Ausbau des chinesischen Berufsbildungssystems. Mit der Einführung des Gesetzes soll zudem die Qualität der Arbeiter gesichert und der soziale Wandlungsprozess gefördert werden.
  


  
    Das Gesetz ist gültig für jede Form innerhalb der Berufsbildung und umfasst insgesamt vierzig Artikel. Die Kernpunkte des Gesetzes befassen sich vor allem mit dem Recht der chinesischen Bürger auf Berufsbildung, der Pflicht der Regierungsorgane aller Ebenen zur effizienten Entwicklung von Berufsbildungsinstitutionen sowie der Pflicht aller Betriebe, gesellschaftlichen Organisationen und Privatpersonen, die berufliche Bildung gemäß den gesetzmäßigen Richtlinien eigenständig auszuführen.
  


  
    Laut Artikel 14 schließt die Berufsbildung die berufsvorbereitende Ausbildung, die Lehrlingsausbildung, die Weiterbildung für Erwerbstätige und die berufsorientierte Umschulung für einen beabsichtigten Wechsel des Arbeitsplatzes mit ein. Außerdem wird die schulische Berufsbildung durch das Gesetz dreistufig – in die untere, mittlere und höhere Stufe – unterschieden. Hierbei wird insbesondere auf die Unter- und Oberstufen der beruflichen Schulen mittleren Niveaus sowie auf die allgemeinen Hochschulinstitutionen und Berufshochschulen eingegangen.
  


  
    Dem Staat wird ebenso die Pflicht auferlegt, Maßnahmen zu ergreifen, um die Berufsbildung in ländlichen, entlegenen und verarmten Regionen sowie in Gebieten, die von nationalen Minderheiten bewohnt werden, zu fördern. Auch wird der Staat dazu aufgerufen, Frauen und Arbeitssuchenden den Zugang zu verschiedenen Formen von beruflicher Bildung zu ermöglichen und die Entwicklung der Berufsbildung für Menschen mit Behinderungen zu unterstützen (Art. 7)8.
  


  
    Darüber hinaus schreibt das Gesetz die Einführung einer Berufsklassifikation und die Reorganisation des Zertifikatssystems für die gesamte Berufsbildung und berufliche Qualifikation fest, wonach Absolventen der schulischen Berufsbildung sowohl ein Schulabschlusszeugnis über ihre schulischen Leistungen als auch ein besonderes Ausbildungszeugnis zur Bescheinigung ihrer berufsbezogenen Leistungen erhalten (Art. 25)9. Schließlich werden die Bedingungen für die Gründung von beruflichen Schuleinrichtungen (Art. 20, 24) umrissen und die allgemeinen Grundlagen zur Erhebung von Schul- und Studiengebühren für den Besuch von Berufsbildungseinrichtungen der mittleren und höheren Ebene verankert.
  


  
    Insgesamt legt das Berufsbildungsgesetz somit erstmals in der Geschichte Chinas die Entfaltung schulischer und hochschulischer Formen der beruflichen Bildung zur Aufgabe staatlicher und nichtstaatlicher bzw. privater Institutionen fest, fixiert die Rechte und Pflichten der am Bildungsgeschehen Beteiligten und teilt der Berufsbildung insgesamt einen der Allgemeinbildung entsprechenden Status zu. Nicht zuletzt muss sich die Berufsbildung an dem Bedarf der Wirtschaft orientieren, wobei der Realisierungsprozess des Gesetzes infolge der damit einhergehenden kultur- und sozialgeschichtlichen Veränderungen mit großen Problemen und Behinderungen konfrontiert ist.
  


  
    Das Hochschulgesetz
  


  
    Das am 29. August 1998 auf der 4. Sitzung des Ständigen Ausschusses des 9. Nationalen Volkskongresses verabschiedete und zum 1. Januar 1999 in Kraft getretene „Hochschulgesetz der Volksrepublik China" reglementiert die Organisation des Hochschulsystems und ist das erste vollständige Dokument, welches rechtmäßigen Schutz für alle im Hochschulwesen Mitwirkenden garantiert. Es zielt insbesondere auf die Dezentralisierung des Hochschulsystems ab und ist damit durch eine erhöhte Autonomie der staatlichen Hochschulen gekennzeichnet. Die einzelnen Hochschuleinrichtungen dürfen mit Einführung des Gesetzes als eigenständige Rechtspersonen handeln, wobei der Rektor als der gesetzliche Vertreter fungiert. Dieser ist dafür verantwortlich, die grundsätzlichen leitideologischen Rahmenbedingungen umzusetzen, die Aufnahme von Studierenden und die Ausarbeitung neuer Studiengänge zu planen sowie die internationale und nationale Kooperation mit Bildungs- und Wirtschaftspartnern zu gestalten.
  


   Das Hochschulgesetz, bestehend aus 69 Artikeln, garantiert allen Bürgern Chinas das Recht auf eine höhere Bildung, ohne Rücksicht auf die ethnische Herkunft, finanzielle Situation oder körperliche bzw.
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